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Die Abgeordneten zum Nationalrat Dr. Robert RADA und Genossen 

haben am 29. M§rz 1995 unter der Nr. 866/J an den 8un~esminister 

fDr Inneres eine schriftliche parlamentarisch~ Anfrage betreffend 

"Rechtsextremistische Bet§tigungen in Niederösterreich" 

gerichtet, die folgenden Wortlaut hat: 

"1. In welchen regionalen Bereichen Niederösterreich's werden 
von der Exekutive derzeit verstärkt rechtsextremistische 
Aktivitäten wahrgenommen? 

2. Welche Maßnahmen setzt dasBM f. Inneres zur Aufdeckung 
und Verfolgung tats§chlicher und mutmaßlicher rechts­
e~tremer Handlungen~ 

3. Wie groß sind die person~llen Ressourcen, die das BMI fDr 
die unter Punkt 2.) erw§hnten Arbeitsbereiche in Nieder­
österreich einsetzt? 

4. Wie groß ist der personelle und finanzielle Mehrbedarf 
um eine effizi~nte, flächendeckend~ Observierung und Ver­
folgung zu ge~§hrleisten?· 

5. Ist eine verstärkte Einbindung des vohandenen Wissens in 
der Bevölkerung geplant? Welche Maßnahme~ erscheinen in 
diesem Zusammenhang erstrebensw~rt? 

6. Sind Aufklärungskampagnen an Schulen, ähnlich wie zum 
Thema Zivilschutz vorgesehen? Wie sieht die Bereitschaft 
zur Mitwirkung anderer Ressorts (Unterricht/Familie und 
Jugend) aus? 
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7. Sehen Sie M~glichkeiten Fragen des Rechtsextremismus 
intensiver durch die Nutzung von EU Progiammen bzw. 
Kooperationen in Griff zu bekommen? 

Diese Anfrage beantworte ich wie folgt: 

Ich m~chte feststellen, daß die ~sterreichische Sicherheits­

exekutive rechtsextremistischen und neonazistischen Aktivit~ten 

ein besonderes Augen~erk zuwEndet. Personen und Gruppen, die 

jetzt im Mittelpunkt polizeilicher und strafrechtlicher Maßnahmen 

stehen, waren den Sicherheitsbehörden zum Teil schon bekannt und 

Gegenstand polizeilicher Beobachtung. Die "Szene" zu beobachten 

ist eine der P~~ventivaufgaben der Sicherheitsbehörden; 

exekutives polizeiliches Einschreiten kann aber erst bei 

erkennbarem strafbarem Verhalten erfolgen. 

Zu Frage 1: 

Agitatiöhsfeld von Rechtsextremi.sten im Bundesland 

Niederösterreich waren in der Vergangenheit vorwiegend das 

Waldviertel und der Bereich Krems-Langenlois. Derzeit sind bei 

der Sicherheitsdirektion für das. Bundesland Niederösterreich 

behördliche Maßnahmen in. den Bezirken Tulln und G~nserndorf 

anh~ngig. 

Zu Frage 2~ 

Ich verweise auf meine einleitenden Ausführungen. 

Zu Frage 3: 

Die Maßnahmen zur Bek~mpfung des Rechtsextremismus und 

Neonazismus werden im Rahmen des Gesamtaufwandes der 

Sicherheitsbehörden besorgt. Eine Mitteilung über den 

Personalaufwand ist jedoch aus kriminaltaktischen Gründen nicht 

möglich. 
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Zu Frage 4: 

Observationen sind kriminaltaktische ~nd operative Maßnahmen, um 

Bewegungen verdächtiger Personen festzustellen. Der Begrif! 

"flächendeckende Observation" ist daher ein Widerspruch in sich 

selbst und ist dieser im Bereich der Kriminaltaktik fremd. Der 

personelle und finanzielle Mehrbedarf für eine Observation 

richtet sich nach den Erfordernissen des Einzelfalles und können 

daher keine generellen Angaben gemacht werden. 
. t·:'·i' 

Zu Frage 5: 

Die Mitarbeit der Bevölkerung bai der Bekämpfung von 

rechtsextremen und neonazistischen Untrieben ist für die 

Sicherheitsbehörden ein unerläßliches Kriterium. Deshalb wird die 

Bevölkerung über die akt.uelle Situation dieser Thematik laufend 

und ausreichend über Medien und im lokalen Bereich durch 

Sicherheitsorgane informiert. 

Zu Frage 6: 

Ja. Ich gehe davon aus, daß Erscheinungsformen neonazistischer 

und rechtsextremer Betätigung im demokratischen Rechtsstaat 

vorrangig mit politischen Mitteln und mit Methoden der 

Meinungsbildung, der Auseinandersetzung mit der Vergangenheit, 

der Pädagogik usw. entgegengetreten werden muß. Bereits seit 

längerer Zeit erfolgen in regelmäßigen Abständen Kontaktaufnahmen 

mit den Verantwortlichen des Schulbereiches. 

Miteinbezogen in diese Maßnahmen sind das Bundesministerium für 

Unterricht und kulturelle Angelegenheiten, das Bundesministerium 

für Wissenschaft und Kunst, die Stadt- und Landesschulräte und 

die Jugendreferate bei den jeweiligen Landesregierungen • 
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Zu Frage 7: 

Ja. Die Bekämpfung von überregionalen und internationalen 

fremdenfeindlichen und rechtsextremen Tathandlungen wird im 

Rahmen internationaler Gremien intensiviert und koordiniert. 
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